
 

Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN-BdA ) 
fordert:   
 
Neofaschismus endlich konsequent bekämpfen  
 
“V-Leute-System abschaffen“ / Vorwurf der Untätigke it und 
Verhinderung der Strafverfolgung 
 
Das friedliche Zusammenleben in unserem Land, Demokratie, Solidarität, unser 
Leben und unsere Zukunft werden von Neonazis und Neofaschismus bedroht.  

Die Mordserie der neofaschistischen Terrorgruppe, die sich “Nationalsozialistischer 
Untergrund“ nennt,  belegt auf dramatische Weise: Neofaschismus ist keine 
Meinung, sondern ein Verbrechen. 

Trotz der ungeheuerlichen Dimension und Brutalität dieser Morde sind sie kein 
Einzelfall. Wir erinnern an das Oktoberfest-Attentat in München und die Brand-
anschläge, Pogrome und Mordtaten in den 90er Jahren u.a. in Solingen, Mölln, 
Lichtenhagen und Hoyerswerda. Eine Liste von Todesopfern rechter Gewalt in 
Deutschland seit 1990 nennt die erschreckende Zahl von 182 Toten.  

Das Ausmaß der neonazistischen Gewalt zeigt, dass die totale Missachtung 
menschlichen Lebens - Gewalt bis zum Mord -  immanenter Bestandteil des Denkens 
und Handelns im Neonazismus ist. Es ist die faschistische Ideologie, die diese 
Gewalt hervorbringt und fördert. Diese Erfahrung haben wir bereits in der NS-Zeit 
machen müssen.  

Dennoch orientieren Blick und Weltbild der herrschenden Politik, in Staat und den 
tonangebenden Medien vorrangig auf angebliche “Gefahren von links“ und Gefahren 
durch “Fremdes“ und “Ausländisches“: Internationaler Terrorismus, Islamismus und 
“Linksextremismus“  (neuerdings noch gesteigert zum “Linksterrorismus“)  beherr-
schen das Denken und Handeln der staatlichen Kräfte. Für einen konsequenten 
Kampf gegen rechts bleibt da kein Platz.  

Rechte Gewalt und rechter Terror werden bagatellisiert, entpolitisiert, wenn nicht 
sogar geleugnet. Geburtshelfer mit NS-Vergangenheit bei der Inbetriebnahme der 
bundesdeutschen Geheimdienste haben da möglicherweise ihre Nachwirkung. 

Politik und Staat sind auf dem rechten Auge blind. Als feststand, dass die 
sogenannten “Döner-Morde“ sich ausschließlich gegen Menschen ausländischer 
Herkunft richteten, wurde dennoch an alles Mögliche gedacht, nur nicht an Neonazis 
und deren Ausländerhass. Vielmehr wurden sogar die Opfer posthum krimineller 
Verbindungen verdächtigt.   

Das gegen links gerichtete Weltbild verhindert konsequentes Vorgehen gegen 
Neonazis und Neofaschismus. Mehr noch:  Politik, Justiz und Polizei sind folgerichtig  
primär gegen Nazigegner aktiv. Das zeigt das Beispiel Dresden, ist aber nicht auf 
Dresden beschränkt. 

Die bislang praktizierte Zurückhaltung und Untätigkeit gegen Neonazis – überdeutlich 
geworden am Beispiel der jahrelang unbehindert morden könnenden Neonazigruppe 
– leistet dem Neofaschismus Vorschub.  

Die vorzeitig eingestellten bzw. unterlassenen Ermittlungen und die Versäumnisse im 
Vorgehen gegen die bereits erkannten Neonazis der späteren Mörderbande 
verhinderten in der Konsequenz eine Strafverfolgung. 



Deutlich wird die daraus resultierende Hilfestellung für Neonazis auch am System der 
V-Leute. Das sind vom Verfassungsschutz besoldete Neonazis. Der VS finanziert 
damit neofaschistische Gruppierungen, Organisationen und  auch die NPD. 

Wie die nunmehr bekannt gewordenen Vorgänge rund um die Verbrechen der 
Mördergruppe zeigen, haben als V-Leute bezahlte Neonazis – auch im Umkreis 
dieser Mörderbande -  kein Verbrechen verhindert, nicht einmal aufgedeckt,  sondern 
eher noch die Verbrecher geschützt und unterstützt.  

Der Einsatz der V-Leute hat bereits das erste Verbotsverfahren gegen die NPD 
torpediert und damit die NPD vor dem Verbot gerettet. Das alles verlangt, das V-
Leute-Unwesen endgültig zu beenden. V-Leute nützen den Neonazis. 

Als größte antifaschistische Organisation Deutschla nds, die von Naziopfern, 
ehemals Verfolgten und Widerstandskämpfer/innen geg ründet wurde, fordern 
wir: 

Die Gefahr des Neofaschismus muss endlich ernst genommen und entsprechend 
bekämpft werden.  

Antifaschismus darf nicht länger diskriminiert werden. Dieses Land braucht ein klares 
Bekenntnis zum Antifaschismus. 

Erforderlich sind: 

Durchsetzung des im Grundgesetz und in den Strafgesetzen verankerten 
Faschismusverbots; 

konsequentes Vorgehen gegen Neonazis und Neofaschismus. Unterbindung und 
Verbot neofaschistischer Umtriebe, Organisationen und Gruppierungen;  

das Verbot der NPD, die Knotenpunkt, organisatorische Plattform, Ideologiegeber 
und Reservoir für neonazistische Gewalttäter ist – und zu der auch die Mörderbande 
Verbindung gehalten hat; 

umfassende Aufklärung über das dubiose Verhalten von Justiz, Polizei und 
Verfassungsschutz bei neonazistischen Gewalttaten und gegenüber den Tätern; 

Abschaffung des V-Leute-Unwesens – auch um damit den Weg zum 
Verbotsverfahren gegen die NPD freizumachen. 

Die den Neonazismus fördernde Gleichsetzung von “Links- und Rechtsextremismus“ 
ist zu beenden. 

Projekte gegen rechts dürfen nicht länger eingeschränkt oder behindert werden, sie 
müssen ohne Einschränkung gefördert werden. Die “Extremismusklausel“ ist zu 
streichen. 

Antifaschistischer und zivilgesellschaftlicher Protest und Widerstand gegen Umtriebe 
und Aufmärsche von Neonazis dürfen nicht länger behindert und kriminalisiert 
werden. Sie sind ein aktiver Beitrag zur Verteidigung der Demokratie. 

Wir wenden uns gegen alle Versuche, die Mordtaten der Neonazis, die wegen 
staatlicher Untätigkeit jahrelang fortgesetzt werden konnten, nunmehr zum Vorwand 
zu nehmen, erneut  eine Einschränkung demokratischer Grundrechte und Freiheiten 
durchzusetzen und den allgemeinen Überwachungsapparat, alle Bürgerinnen und 
Bürger betreffend, auszubauen. 

Die VVN-BdA wird ihre Aktivitäten im Rahmen der „nonpd“-Kampagne verstärken. 

Bundesausschuss der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten in der Bundesrepublik Deutschland  (VVN-BdA), 
Magdeburg, 20.11.2011 


